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Verkündet

am
18

Dezember 1965

I m N a m e n 'd e s V o l k e s

ln Sachen

der

Klägerin und Revisionsklägerin,

‘— Prozeßbevollmächtigte:

gegen.

die Allgemeine Ortskrank enkasse Hamburg, Ham.burg 36,
Kaiser— Wilhelm—Straße 93. vertreten durch den Ge— '

_schäftsführer,

Beklagte und Revisionsbekle gte,

ä@igeladenez

l.) Eundesversicherungsanstalt für Angestellte,
Berlin Bl, Ruhrstraße 2,

2.) Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und
‘rbeitalesenversicherung, Nürnberg,
Frauentorgraben 53—35,

3—)

hat der 3. Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 18. Dezember 1963, an

der mitgewirkt haben“

Senatspräsident Prof. Dr. B o g s

' als Vorsitzender, '
die Bundesrichter ' R i c h t e r und

Dr. L a n g k e i t sowie

undBBundessozialrichter Dr. H a m53
.

|..
.l'

.

(D

; S k o w r o n e k

als ehrenamtliche Richter,

J\co

.L ur Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des len—
dessozialgerichts Hamburg vom 12. Dezember 196l
wird zurückgewiesen.

Außergerichtliche'Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten.

Von Rechts wegen.
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G r ü n d e :
___—. “__".- _"■-—_-u—_

Die beigeladene PdStassistentin - wurde im Jahre
1956 von der Oberpostdirektion Hamburg wegen eines Dienst—
vergehens vorläufig ihres Dienstes enthoben; zugleiéh wurde

die Hälfte ihrer Dienstbezügeeinbehalten. DasDisziplihar—
verfahren endete damit, daß sie in eine niedrigere Dienst—

altersstufe ihrer Besoldungsgruppe eingestuft und ihr das '

Aufsteigen im Gehalt auf die Dauer
von zWei Jahren versagt

wurde (Urteil des Bundesdisziplinarhofs vom 26. August 1959).

Seit dem 27. Januar 1958 war_die Beigeladene B. bei der Klä— \

gerin als kaufmännische Angestellte.tätig. Bei einer Betriebsa

‚■
r-

J

ar“fun g stellte die be?clagte Allgemeine Ortskrankenkasse (AOK)

fest, daß das Beschäftigungsverr dal „nis der Beigeladenen B. bei

der Klage rin versicherungspflichtig sei; Sie forderte die '

■achen brichtung der Beiträge (Bescheid vom 20. Juni 1958).

Der Widerspruch der Klägerin wurde mit der Begründung zurück—

gewiesen, die Versicherungsfreiheit nach @169 der Reichs—
vcreieherungs ordnung (EVO) beziehe sich nur auf die “tatigen

Beanten, zu denen Fraulein B. aber nicht gehöre; außerdem

gelte die Vers Me}erungs freiheit nur für das Bes chäftigungs—

verhältnis als tätiger Beamter, nicht aber für weitere Be—

sc„aiti „ungsverhe'ltnisse (Bescheid vom 17. Juli 1958).

"Die Kl=Lr°erin hat gegen den Widerspruehsbescheid Klage er—
LC.)

. . 'L'
:

" '
rnneben mit dem antrar,

[_
]

Q
..

0 {Z
S ; n.
..

(D ’“S L’
}

-pruchs be cheid der beklagten AOK
uli 1958 aufzuheben‚ ]< 0 21 '._

I

\] c_
.

F
\3

.\fes tzustellan, daß die Beigeladene B. in

ihrem Beseha_tigungsverhältnislbei der

Klägerin nicht der Versicherungspflieht

zur Angestellten—, Arbeitslosene und
'Krankenversicherung untérliege.
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Sie ist der Auffassung, @169 eve gelte ebensowie-@6
Abs. 1.Nr._3 des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG)
für alle aktiven Beamten ohne Rücksicht darauf, ob sie

"téitig" seien oder nicht. Da ein des Dienstes vörläufig

enthobener Beamter seine Beamteneigenschaft nicht verliere

und die Sicherungen des Deantenverhältnisses behalte. sei

der besondere Schutz der Sozia lversicherung entbehrlich.

„ *- ' 1

Die bei
e1%

te \0K hat um

__.
!

Klagabweisung
' _

gebeten. Sie hält an ihrer ReehtsauffasSung fest, daß ein
Beamter in seinem Beamtendienstverhältnis versicherungS—

frei und'sugleieh als Angestellter in einem abhängigen

Bescha1tigungsve wält ssversieherungspflichtig sein kön—

_ _ .. _ _____.__
_ _ _' __ _-

_.
_. ;„ . . _„. .

Die beigeladene Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und

Krbeitslosenversicherung (BfArb) ist dieser 6Auffassung bei—

getreten° Sie beruft sich insbesondere auf 173 EVO:

wenn schon bei Ruhegeia1usenpiancern ein Bedürfnis nach

U

dem Sch ts der Sozialve sicherung anerkannt werde, so müs—

se das erst recht bei Personen gelten, denen nur eine An—

wartschaft auf Ruhegehalt gewährleistet sei. 3

Die beigeladcne
Bundesversicherungsanstalt

für Angestellte

(BfK) Und die Beigeladene B. haben sich dem Antrag und den
"sfünvun en der Kl:a?gerin angeschlossen. _Q_l

. :
_

_ „ _ _ _ _ _ __ _

Das Sozialgericht (SG)
hat

die Klage abgewiesen (Urteil

von 26. Oktober 1961) '
„ _

'l.-

Gegen dieses Urteil haben die
Klägerin

und
die

Beigeladene

B. Beruiung eingelegt
. ‚ . _j„ ; 1_ -- i
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Das Landessozialgerieht (LSG) hat die Berufung zurückge—
wiesen; die Beuision wurde zugelassen (Urteil vom 12. De—

izember 1961). Es bestätigte seine schon in einem Urteil vom

6. Oktober 1959 dargelégte Auffassung, das die abhängige
Beschäftigung eines vorläufig des Dienstes enthobenen Be—

amten du roh einen pri".aten Arbeitgeber grundsätzlich der
Versicherungspflieht untexliege. Die Versieherungspflicht

in der Angestellten—, Kranken— und Arbeitelosenv rsieherung

folge aus 5 2 Nr . 1 AVG, @165 Abs. 1 Nr. 2 eve und 9'56

des Sees zes Ü.ber fr citsvermittlung und Arbeitslosenver—

sicherung (AVAVG). Mit hortleut und Zwee}: dieser Vorschrif—

ten sei die Ansicht der Klägerin nicht vereinbar, daß ein

mit 1nM.er schaft auf Versorgung verbundenes Beamtenverhält—

c+nis für jede weitere Beschäftigung Versicherungsfreihei

begründe. Anderenfalls erübrigten sich die Regelungen über

die Befreiung von der Versieherungspflieht in 99 173, 1236

EVO, @ 7 AVG sowie @ 75'des Gesetzes zu Art. 131 Grundge—

setz (GG). Der Gesetzgeber unterscheide-in diesen Vorschrif—

ten zwisehen tätigen und nichttäticen Beamten so.. ie zwi—

schen härtestends
— und Ruhestandsbeamten, also zwischen dem

Beentenverhä ltn nis im rechtlichen Sinn und einer tatsäch—

ch en Beseh'ift tigung. Voraussetzung für die Versich—

f1reiM1 it sei eine tatsächliche Beschäftigung im öff

enct. Bei einem des Dienstes enthobenen Beamter besteh»

zwar noch — hnl ch wie bei den Ruhe tands— und Hertestends—
'

"

Q

.

I"-

. “

ecar:-.te1 s.oa-11e den 111 53 :
r1*‘& \.Jn„nnten Bee

"
1 1_r ‘ D...-..:

.
:

"
\ -‘ur " __ *

ecer „ 1n Bee KJ1b1äU„'S rhultn1s „ehr. — Die .erp_lic.e„_g
"e e g

'
zur Baehversieheruns beim ß.ussehe1iden aus dem Bearnt c1ver—

(} 9 AVG) genüge nicht dem Sehutzbedürfnis des eue—

geschiedencn Bee Hit n, weil für die Beschäftigung in der

eheft keine Neehversieherung durchgeführt werie.

ehließlich sei zu berücksichtigen daß es dem s,stem der
1

b

Sozislversic herung widerspreche, wenn ein Arbeitgeber 1är
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i
dieBe Mch ftigung eanes dienstenthebenen Beamten keine

‚Arbeitgeberanteile abzuiübren brauche (vgl. 9 113_AVG.=

& 1386eve). ’ ' " “

Gegen di.s es Urteil hat die Klägerin Revision eingelegt

mit dem Antrag, , ' ' . .i '

unter Aufhebung des iiiders
pruchsbescheides[

der Beklagten vom 15. Juli 1958, des erst—

instanzliohen und des angef00htenen Urteils

festzustellen, daß die Beieeladene B. in ,‘
der Zeit ihrer Bescbä‘tieung bei der Klage;

rin vom 22. Januar bis 3l. Mai 1958 nic£1t

der Versier e unrsril alt in der Angestelltenf,

Kranicené und arbeit slosenversieberung unter—
law.to ‘ i

Sie wendet sich segen die Auffassung des LSG, de.8 die

,
@"versicherungsfreibeit (@ 169 RVG,

€ 6 Abs. l_Hr. } AVG) nur_für ta ts;ek:hlich im Dienst

1 rÜC geMl ten sollen. Diese Vor—

{'

t

schriften'wollten vielmehr nur die nic11t mehr im aktiven

1 ‚ken, d.h. die Ruhestands— und
Ha:testanasoeamten ausschließen. — Die Versicherung"—

vL--‘

eht der in einem weite;en BGSChH£bL%H%WJGThQ»1tHiS

'; stehenden BGÜÜÜQA müsse vo„ ihrem.Sicr erungsbedurfnis

| . “."
‘\

' *
\'*' .

' v ' v1
‘ .

*-\
T; “L' .

:e. eeu1.e1lt nC_GÜH. me- neamte sei aber bereits durch
"“,

c r-- -— .Ho
.

ersorb n„s.-.-1. br Liebe aus se 1 eamtcnve1hä.ltnis aus—

reiche1d gesichert.
— Die Lok agte AOK habe sich mit dem

anrefocbtenen Bescheid in Gegensatz zur Auffassung der

beigelacenen Bf1 gesetzt. An deren b”rklärunren zu Rechts—

fragen on g undaätzliener Bedeutung sei sie aber gebün—

de„. Es müsse daher bezweifelt werden, ob die Beklagte

tiensfahig und prozeßleg itimiert' sei, 30—JJ 0 t)
‘

"C
;

0 C
."

:
S

.

|_
:

C
.)

c

weit es s1ich um die „nges telltenvers ichezung handele.
-. . ;

‚ _ ‚ . g

i ' - - .. ' — 6 —ii

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die beklagte AOKhat.

Zurückwéisung der Revision 1
- —„ \

beantragt. Sie hält an ihrer Auffassung fest, daß nur “täti-

ge" Beamte versichcrUngsfrei sind. Die Versichérungsfrciheit

nach 5 169 EVO habe immer nur für das Beschäftigungsverhält—

nis sei dem dort genannten Diensthcrrn gegolten. & Sie, die

beklagte AOK, sei postulationsfähig und prozeßlegitimiert.

auch soweit es sich um die Angeételltenvcrsicherung handele.
Sie habe über Versicherungspflicht. Beitragspflicht und Bei—
tragshöhe in eigener Verantwortung zu entscheiden. Im übrigen

sei ihr eine bindende Erklarung der BfA zu der hier stritti—

gen Rechts frage nicht bekm nt. ' 3

Die beigeladenc BfA vertritt in Übereinstimmung mit der Klä—

gerin die Meinung, daß die Versicherungsfreiheit wegen ge—
währlcistetcr'Versorgungsanwartschaften.nicht auf Beschäf—

tigungeh bei.den in @169 Abs. 1 EVObzw. 5 6 Abs. 1 Nr. 3
in Verbindung mit Nr. 2 AVG'genannten Arbeitgebern bc—

)
in seiner Rechtsprechung über die Versicherungsfreiheit vor—

.-„chränkt sei. Das habe auch das ReichsverSicherung mat (BV£

überg*hend Zur anderweitigen Dienstleistung beurlaubter Ge—

richtsasscssoren angenommen (AN 1931, 487). Zwischen einem

0 urlaubten und einem dienstenthobenen Beamten bestehe, was

das Fortbeste11en des Beamtenverhältnisses und die Gewährlei—

)
(.=tuna der Versorgungsanwartschaften betreffc, kein Unter—

'0 i ' '
(3

ed.J

“r
‘

1L

Die beigeladene BfArb hat von einer Stellungnahme abgesehen.

II

Die.Revision ist nicht begründet. Zu ReCht.hat das LSG in

Übereinstimmung mit dem SG und der beklagten AOK das Beschaf—
tigungsvcrhältnis der Beigeladenen B. bei der Klägerin als

versicherungspflichtig angesehen.
.- . ...?.—
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. i .-
Daß die beigéladehe_BfA im vorliegenden Verfahren einen

von der beklagten AOK_abweichenden Standpunkt vertreten

_
hat, berührt —entgegen der Meinung der Klägerin & nicht

- das Recht der beklagten AOK, den von ihr erlaSSenen Ver-

waltungsakt im Verfahren
vor den Gerichten der Sozialge—

richtsbarkeit in der von ihr für zweckmäßig und richtig“

erechteten Heise zu verteidigen (Vgl. @_l2l Abs. 3,
‚letzter Halbe. AVG). Selbst wenn die beigeledene BfA su

der hier stri1ttigen Rectmt frage eine Erklärung im Sinne

des @ 121 Abs. 4 AJG abgegeben hätte — was nicht ersicht—

lien ist —‚ würde eine solche Erklärung nur das Innénverw‘

ise1en Einzugsstelle und Träger der Rentenver—

sicherune betreffen und den mit der Erklärung nicht über—
den Vers ltun"sevtlder-Einzugsstelle in seiner

Rechtswirlw am1:e1tunberünrt le seen (BSG15,118,124)

_
f .\ " -_ . ‚

\

In der Kr.nkénvcrsicherung folg t die Vers icherungspflicht

+er + Mi gelede■en B. daran us, daß sie als £hgestellt e mit ei—

nem regelmäßigen Jehresarbeitsverdienst unter 7920 DM be—

1‚"-v
" :- --■':" "

rh-
'

tr 1
": ‘

-
." ■

.
k... " " ' . ‘ ‘ .

‘

seneisigt max (3 165 „es. Br. 2 RvO 1n ferb1naung m1t

‘}dem weiten Bink rcnferen engeseti vom 27. Juli 1957

— BGBl I, lO?O). Ihrer Versiche eru nesnflicht steht nicht

-n+q1een daß sie noch Bezug e+s dem Postbeemtenverhält—

nis hatte, ri mit der Angestelltenxergütung zusammenge—e

nnet mögli0ne weise einen höheren Betrag als 792 0 DM‘n', 1
()(

U,— .

r
3"'='-3"0f311_I+1:i.itten. Di- iens tbeziig @ aus dem Postbe untenverhä. lt:—}-

.+
(‚f

-;
:-

e

nis bleiben sei der Ermittlung des regelmäßigen Jahresarf

beitsverdienst s außer Ansatz. Wie der Senat in seiner Ent—

scheidung vom 20. Dezember 1961 (BSG 16, 98,104) bereits

(D
‘

dargelegt hat, sind zwei nebeneina nder oestehende Beschäf—'

tigungsverhältnisse 1ersicherungsm echt lich getrennt zu be—

urteilen, wenn in ihnen “verschiede wn rtige Tätigkeiten“

ausgeübt werden. Demgemäß sind bei der Ermittlung des für

Ldie'Kienken‘erslcherunrspilicht der Angestellten maßgeben—

den Jahres 3rbe itsverdienstes die Verdienste aus Angestellten—
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und Arbeitertätigkeit nicht zusemmenzurechnen(so auch schon
BVA, Grunds.llintsch. Nr. 2518; AH 1919, 289, 290). Das'gleiche
muß gelten, wenn Bezüge aus versicherungspflichtiger und
nicht versicherungspflichtiger Beschäftigung als Beamter vor-
liegen. In diesem Full kommt für die Berechnung deerahres—

erbeitsverdienstes im Sinne des 5 165 Abs. 1 Nr. 2 RVO nur

der Verdienst aus der versicherungspflichtigen Beschäftigung

in Betracht (BVA, Entsch. vom 14. September 1938; EuH 43,

360, 362). 'eshelb sind die Dienstbezüge der Beigeledenen B.

bei der Ermittlung des_Jehressrbeit3verdienstes außer An—

satz zu lassen; denn diese ist als Pestbeamtin mit gewähr—

leisteter Versorgungsanwsrtsehaft in ihrem Beamtenverhältnis

versicherunssfrei (@ 169 EVO id; der Ersten Verordnung zur{
x_.

?
\

.
\'\

“D:-°
"- '-

.
fs r‘v-*-

.
_ _ '

'
". " f",

te1e1niechun. des Lei-tung — und.ße1t in der s}
C.) s r

versicherung vom 17. März l9é5; RG51_I
in der Zeit, als_die Beigel e o

erthoben war. Ihr Beamtensta
us und di

Gewährleistung 'hrer Anwartscheft arf Ruhegehelt und Hinter—

' oblieeenenversorru_c wurden von der v rläufigen Dienstenthe—CD

bung nicht berührt, wie der “enet in der Entscheidung von
. ..., , -‘ F"' ... .. \

f _bcut12en Tage in der Sache ) ih 99/33 nuner begrundet Rät-

In dieser Suche ist auch näher dargelegt, daß die ?ersiche»

runnsfre1heit nach @ l69 EVO sion nient auf abhängige Be—

schäftigungsverhültnissc erstreckt, die ein.vorläufig des

Wienstes enthobencr “esmtcr „:DGT seiner Beemtenverbältn1

eingsüungsn ist.

‘-Aus der Versicherungseflicht in der Krenkenversiche u

Pibt sich die Versicherungspflicht in der Arbeitslosenverm

sicherung (@ 56 Abs. 1 Nr. 1 gVRVG idF der gekenntmac

vom 3. April 1957 — BGBl I 321).

Die Versicherungspflicht der Beigeledenen B. in der Ange—

stelltenversicherung folgt aus 5 2 Nr. 1 in Verbindung mit

.....9 __
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;9_-9
_

59 4 Abs. 1 Nr. 1, 5 Abs. 1 AVG. Die Beigeladene B..war als

Angestellte mit einem regelmäßigen Jähre8arbeitsverdiénst "

-unter 15.090 DM beschäftigt. Die dem.é 169 EVO entsprechende

Vorschrift des AVG über die Versicherungsfreiheit'(ä 6 Abs. 1

_Nr. 3 ih VerbindunghitNr. 2 AVG)ist “aufdasAngestellten—-
verhältniS'der_Beigeladenen B. nicht anwendbar, wie in der '

Sache 3 RH 99/59 zu der dem @ 6 Abs. 1 Nr. 3 AVG entsprechen—°

d n Vorschrift der Rentenversieherung der Arbeiter (@ 1229

Abs. 1 Nr. } EVO) näher dargelegt ist.
[ '?

Des angefoentene Urteil des LSG, das die klagabweisende Ent—

u es SG bestätigt'h&t, ist im.Ergebnis richtig. Die

« on der K ägerin ist deshalb im vollen Umfang als unbe—

t - - -zurüehzuweisen. '. _
* 1

Die hostenentseheidung beruht auf @ 193 Abs. l.und 4 des

er1entsgeset ' '

I
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